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448. Bundesgesetz: Änderung des Privatschulgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1507 AB 1661 S. 166. BR: AB 4804 S. 587.)
[EWR/Anh. VH: 389 L 0048]

449. Bundesgesetz: Änderung des Unterrichtspraktikumsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1535 AB 1660 S. 166. BR: AB 4803 S. 587.)
[EWR/Anh. VII: 389 L 0048]

448. Bundesgesetz, mit dem das Privatschul-
gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen.

Das Privatschulgesetz, BGBl. Nr. 244/1962, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 290/
1972, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4
angefügt:

„(4) Eine Lehrbefähigung im Sinne dieses
Bundesgesetzes liegt bei Erfüllung der für ein
öffentlich-rechtliches oder ein privatrechtliches
Dienstverhältnis erforderlichen besonderen Ernen-
nungs- bzw Anstellungserfordernisse vor."

2. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt:

„§ 2 a. österreichischen Staatsbürgern und
inländischen juristischen Personen sind Staatsange-
hörige und juristische Personen eines Landes,
dessen Angehörigen und juristischen Personen
Österreich auf Grund eines Staatsvertrages im
Rahmen der europäischen Integration dieselben
Rechte zu gewähren hat wie Inländern und
inländischen juristischen Personen, gleichgestellt."

3. § 4 Abs. l lit. a lautet:

,,a) jeder österreichische Staatsbürger, der voll
handlungsfähig ist, der in sittlicher Hinsicht
verläßlich ist und in dessen Person keine
Umstände vorliegen, die nachteilige Aus-
wirkungen auf das österreichische Schulwe-
sen erwarten lassen;"

4. Im § 4 Abs. 2 wird die Wendung „Personen,
welche die österreichische Staatsbürgerschaft nicht
besitzen, sowie ausländische juristische Personen"
durch die Wendung „Andere als österreichische
Staatsbürger und andere als inländische juristische
Personen" ersetzt.

5. § 5 Abs. l lautet:

2

„(1) Für die pädagogische und schuladministra-
tive Leitung der Privatschule ist ein Leiter zu
bestellen,

a) der die österreichische Staatsbürgerschaft
besitzt,

b) der die Eignung zum Lehrer in sittlicher und
gesundheitlicher Hinsicht aufweist,

c) der die Lehrbefähigung für die betreffende
oder eine verwandte Schulart oder eine
sonstige geeignete Befähigung nachweist und

d) in dessen Person keine Umstände vorliegen,
die nachteilige Auswirkungen auf das öster-
reichische Schulwesen erwarten lassen."

6. Im § 5 Abs. 4 wird die Zitierung „Abs. l lit. a
bis c" durch die Zitierung „Abs. l lit. a bis d"
ersetzt.

7 § 5 Abs. 5 lautet:

„(5) Die zuständige Schulbehörde kann von dem
Erfordernis der österreichischen Staatsbürgerschaft
(Abs. l lit. a und Abs. 4) Nachsicht erteilen, wenn
die Verwendung im Interesse der Schule gelegen ist
und öffentliche Interessen der Nachsichterteilung
nicht entgegenstehen."

8. Im § 14 Abs. 2 lit. b, im § 23 Abs. 2 und 4
sowie im § 30 werden die Wendungen „Bundes-
ministerium für Unterricht" jeweils durch die
Wendung „Bundesminister für Unterricht und
Kunst" ersetzt.

9 Im § 29 erhält der bisherige Text die
Absatzbezeichnung „(1)" und wird folgender
Abs. 2 angefügt:

„(2) § 2 Abs. 4, § 2 a, § 4 Abs. l und 2, § 5
Abs. l, 4 und 5, § 14 Abs. 2, § 23 Abs. 2 und 4,
§ 29 Abs. l sowie § 30 dieses Bundesgesetzes in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 448/
1994 treten mit 1. Jänner 1994 in Kraft."

Klestil
Vranitzky
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449. Bundesgesetz, mit dem das Unterrichts-
praktikumsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Unterrichtspraktikumsgesetz, BGBl.
Nr. 145/1988, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 628/1991, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. 4 Z l und Z 2 lautet:

„1. die Erwerbung des Diplomgrades für das
Lehramtsstudium gemäß § 35 des Allgemei-
nen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, wobei es sich um den
Abschluß eines erstmaligen Lehramtsstudi-
ums handeln muß,

2. die Beherrschung der deutschen Sprache in
Wort und Schrift,"

2. In § 11 Abs. 4 Z 2 wird der Punkt durch
einen Beistrich ersetzt und folgende Z 3 angefügt:

„3. Universitätslehrer mit nachgewiesener mehr-
jähriger fachdidaktischer und/oder schulprak-
tischer Erfahrung an einer höheren Schule."

3. § 12 lautet:

„§ 12. Soweit die §§ 7 bis 11 nicht besondere
Pflichten des Unterrichtspraktikanten enthalten,
gelten für die Unterrichtspraktikanten die in den
§§ 43, 44, 46, 47, 51 bis 54, 56, 59, 211 und 214
bis 216 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, enthaltenen Pflichten der Lehrer
sinngemäß, wobei an die Stelle des Beamten der
Unterrichtspraktikant, an die Stelle der Dienst-
behörde der Landesschulrat und an die Stelle des
Dienstverhältnisses das Unterrichtpraktikum tritt."

4. § 19 (mit Überschrift) lautet:

„ Pflegefreistellung

§ 19. (1) Der Unterrichtspraktikant hat An-
spruch auf Pflegefreistellung, wenn er aus einem
der folgenden Gründe nachweislich an der
Tätigkeit im Unterrichtspraktikum verhindert ist:

1. wegen der notwendigen Pflege eines im
gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten
oder verunglückten nahen Angehörigen oder

2. wegen der notwendigen Betreuung seines
Kindes, Wahlkindes oder Pflegekindes, wenn
die Person, die das Kind ständig betreut hat,
aus den Gründen des § 15 b Abs. 2 Z l bis 4
MSchG für diese Pflege ausfällt.

(2) Als nahe Angehörige sind der Ehegatte und
Personen anzusehen, die mit dem Unterrichts-
praktikanten in gerader Linie verwandt sind, ferner
Geschwister, Stief-, Wahl- und Pflegekinder sowie
die Person, mit der der Unterrichtspraktikant in
Lebensgemeinschaft lebt.

(3) Die Pflegefreistellung gemäß Abs. l darf im
Ausbildungsjahr die auf eine Woche entfallende
Zeit der Tätigkeit im Unterrichtspraktikum nicht
überschreiten.

(4) Darüber hinaus besteht Anspruch auf
Pflegefreistellung im Ausbildungsjahr bis zum
Höchstausmaß der auf eine weitere Woche
entfallenden Zeit der Tätigkeit im Unterrichts-
praktikum, wenn der Unterrichtspraktikant

1. den Anspruch auf Pflegefreistellung nach
Abs. l verbraucht hat und

2. wegen der notwendigen Pflege seines im
gemeinsamen Haushalt lebenden erkrankten
Kindes, Wahl- oder Pflegekindes, das das
zwölfte Lebensjahr noch nicht überschritten
hat, an der Tätigkeit im Unterrichtspraktikum
neuerlich verhindert ist."

5. § 21 lautet:

„§ 21. § 219 Abs. l, 2, 4 und 5 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 ist mit der Maßgabe
anzuwenden, daß der Unterrichtspraktikant zum
Besuch des Lehrganges am Pädagogischen Institut
(§ 11) auch während der Ferien verpflichtet ist."

6. § 30 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) § 3 Abs. 4 Z l und 2, § 11 Abs. 4 Z 3, § 12,
§ 19 und § 21 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 449/1994 treten am 1. März 1994 in
Kraft."

Klestil
Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


